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Anfragen der Ausschussmitglieder - nichtéffentlicher Teil -



Protokollierung
(o} Offentlicher Teil

1. Eréffnung, Bekanntgabe nicht anwesender Ausschussmitglieder, Feststellung
der ordnungsgemafRen und rechtzeitigen Einberufung sowie der Beschlussfa-
higkeit

Der Vorsitzende, Herr Steinblchel, eroffnet die Sitzung und bittet mit Blick auf die aktuellen Nach-
richten zum Erdbeben um eine Gedenkminute fir die Erdbebenopfer in Syrien und der Tirkei.

Er verweist auf die Vertretungen von Herrn Krasnigi durch Herrn Kommenda, von Herrn Lucke
durch Herrn Renneberg und Herrn Réhr durch Herrn Foérster. Neu im Ausschuss ist Frau Schttler
von der AfD-Fraktion, die Herrn Clemens vertritt und nachfolgend vereidigt wird.

Anschlie3end weist er darauf hin, dass Herr Thoms von der FDP heute letztmalig an einer Sitzung
hier teilnimmt, da dieser seine Tatigkeit als sachkundiger Burger einstellt, und bedankt sich bei ihm
fur die Zusammenarbeit im Gremium.

Danach erlautert er das im Ausschuss flr Anregungen und Beschwerden gangige Verfahren bei
der Behandlung der einzelnen Tagesordnungspunkte.

Dann stellt er fest, dass der Ausschuss rechtzeitig und ordnungsgemaR einberufen wurde sowie
beschlussfahig ist. Als Grundlage flr die heutige Sitzung benennt er die Einladung vom
12.01.2023 mit den dazu gehdrenden Vorlagen.

2. Genehmigung der Niederschrift der vergangenen Sitzung - offentlicher Teil -

Die Niederschrift wird genehmigt.

3. Bericht iiber die Durchfiihrung der Beschliisse aus der Sitzung des Ausschus-
ses fur Anregungen und Beschwerden vom 23.11.2022 - 6ffentlicher Teil -
0710/2022
Fachbereichsleiter Inderwisch erganzt zu Punkt 6 des Berichts, dass am 02.02.23 eine Informati-
onsveranstaltung zur Sofortschule In der Auen stattgefunden hat und die Angelegenheit am
14.02.23 im Ausschuss fiur Mobilitat und Verkehrsflachen auf der Tagesordnung stehen wird. Zu
Punkt 7 des Berichts wurde auf Wunsch des Petenten die Vorlage auch von der TO dieser Sitzung
zurtickgezogen. In der Vorlage fiir den nichtéffentlichen Teil entfallt daher der Petent zu Punkt 12
und die nachstehende Adresse rickt somit nach vorne.

Der Ausschuss nimmt den Bericht zur Kenntnis.

4. Mitteilungen des Ausschussvorsitzenden - 6ffentlicher Teil -

Es gibt keine Mitteilungen.

5. Mitteilungen des Biirgermeisters - offentlicher Teil -

Es gibt keine Mitteilungen.

6. VII. Anderungssatzung zur Hauptsatzung

0686/2022
Der Vorsitzende weist zunéchst darauf hin, dass auf die Anderungen bei § 24 GO bereits in der
letzten Sitzung hingewiesen wurde.




Herr Glrster begru3t die Digitalisierung bei Veroffentlichungen und geht dabei davon aus, dass
diese dariber hinaus auch weiterhin in der Zeitung abgedruckt wiirden. Er weist auf die auf Seite 5
angegebenen Kosten fur Veroffentlichungen in Hohe von 20.000 € hin und die weiter unten er-
wahnten Einsparungen in Hohe von 10.000 €. Ihm sei nicht verstandlich, wie 10.000 € eingespart
werden kénnen, wenn die Veréffentlichungen doch weiterhin in der Zeitung gedruckt warden.

Fachbereichsleiter Inderwisch weist zunachst darauf hin, dass diese Vorlage lediglich wegen der
Anderung der Regelungen zu § 24 GO in dieses Gremium eingebracht wurde, alles Weitergehen-
de Gegenstand der Diskussion in den nachfolgenden Gremien sein sollte.

Dennoch beantwortet er die Frage insofern, dass der Betrag geschatzt sei und die Veroffentlichun-
gen zukuUnftig digital erfolgen sollen, diese also nicht als Erganzung zu einer vollstandigen Verof-
fentlichung in der Lokalpresse vorgesehen seien. Wie in anderen Kommunen auch, solle stan-
dardmafig ein digitales Amtsblatt veroffentlicht und nicht mehr alles in der Presse abgedruckt wer-
den, was rechtlich inzwischen maoglich sei. Man misse abwarten, inwieweit noch eine analoge
Veroffentlichung erforderlich sei, beispielsweise bei Bebauungsplanen, um maoglichst die ganze
Blrgerschaft zu erreichen.

Herr Glrster auliert seine Beflirchtung, dass gerade altere und sozial schwache Menschen, die
aus verschiedenen Grinden keine digitalen Medien nutzen kdénnen, nicht erreicht werden kénnten.
Vielleicht kdnnten Kosten eingespart werden, indem die Verdffentlichungen nur im Bergischen
Handelsblatt erfolgen, weil dies jedem Burger zugestellt werde.

Der Vorsitzende weist darauf hin, dass hier nur ein Beschluss hinsichtlich der Anderungen in Be-
zug auf § 24 GO erfolgen solle. Alle weiteren Punkte seien Gegenstand der Beschlussfassung in
den nachfolgenden Gremien.

Frau Stauer weist darauf hin, dass die Pun.kte von Herrn Girster auch in ihrer Fraktion diskutiert
worden seien. Da es hier aber nur um die Anderungen bezlglich § 24 GO ginge, wolle sie sich nun
nicht weiter dazu auf3ern.

Der Vorsitzende stellt fest, dass Fachbereichsleiter Inderwisch mitbekommen habe, dass beziiglich
der Vorlage Bedenken bestlinden, und dies schon mal mitnehme. Alles Weitere werde in den
nachfolgenden Gremien beraten und entschieden.

Der Ausschuss beschlief3t einstimmig dem Rat folgende Beschlussempfehlung zu geben:

Die der Vorlage als Anlage beigefiigte VII. Anderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt
Bergisch Gladbach wird mit der Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Rates
beschlossen.

7. Anregung vom 27.09.2022, Mahsa Amini in die Liste der Namen fiir neue Stra-
Ren und Platze aufzunehmen und bei der ndchstmoglichen Gelegenheit zu be-
riicksichtigen
0706/2022

Der Petent ist nicht anwesend.

Frau Stauer berichtet, dass das Anliegen sehr gut nachvollzogen werden kénne. Die Frau wirde
auch in Bergisch Gladbach mit Blick auf ihr in der Anregung ausfuhrlich beschriebenes Wirken
nicht vergessen. Es sei der Fraktion auch ein Anliegen, all die Events im gesamten Rheinisch-
Bergischen Kreis zu unterstitzen, auch im Zusammenhang mit dem diesjahrigen Internationalen
Frauentag, welche dieser Frau und den vielen anderen gedenken, die fir die Menschenrechte ein-
treten.

Dennoch kam die Fraktion zu dem Ergebnis, dass die Anregung aufgrund der geltenden eindeuti-
gen Regelungen nicht aufgegriffen werden kénne.



Frau Klupp weist darauf hin, dass diesen Freitag eine Ausstellung einer iranischen Kinstlerin in
der Villa Zanders erdéffnet wird.

Sodann fasst der Ausschuss einstimmig folgenden Beschluss:

1. Die Anregung wird zuruckgewiesen.

2. Das Verfahren zur Anregung wird abgeschlossen.

8. Anregungen vom 02.22.2022 zu verkehrssichernden MaBnahmen im Bereich
der unteren Hauptstrae, insbesondere in Hohe der Hausnummern 80 - 84
0708/2022

Der Petent stellt sich als Geschéaftsfuhrer des Vereins Die Platte e.V. vor und schildert die Proble-
me wie im Antragsschreiben bereits ausflihrlich dargelegt. Erganzend erlautert er, dass die Markie-
rungen in der Ladezone vor dem Geschéftslokal des Vereins inzwischen erneuert worden sind und
wieder gut sichtbar seien. Dennoch wiirde dort haufig geparkt.

Hauptsachlich habe er die Anregung aber wegen dem Fahrradweg, der ja eigentlich keiner mehr
ist, in den Ausschuss eingebracht. Er misse daflr sorgen, dass seinen Angestellten nichts zusto-
Re. Es habe aber bereits zwei Mal Unfalle mit Radfahrern gegeben, die auf dem Gehweg fuhren,
die aber nicht zur Anzeige gebracht worden seien. Wenn Radfahrer auf ihr Fehlverhalten ange-
sprochen werden, wirden sie auf die roten Steine verweisen und darauf bestehen, dass es sich
deshalb um einen Radweg handeln wirde. Es stiinde zwar ein Schild am Anfang der Stral3e, dass
Radfahren auf dem Gehweg verboten ist, aber viele Radfahrer wiissten es dennoch nicht. Es sollte
etwas gemacht werden, bevor etwas Schlimmeres passiere.

Herr Glrster bedankt sich fur die Anregung und seine Sorge um seine Mitarbeiter. Er sei selbst viel
in der Stadt unterwegs und schildert seine Erfahrungen: Die Ladezone sei zwar beschildert, aber
die wenigsten Menschen hielten sich an Beschilderungen, unabhangig von deren Sichtbarkeit.
Diesbezglich verweist er auf das Beispiel Fuligangerzone, die grof und deutlich, doppelt beschil-
dert und auflierdem noch durch eine 1,5 m x 1,5 m grof3e Applikation auf der Fahrbahn verdeutlicht
sei. Dennoch werde die Regelung missachtet. Sein Dank gilt der Stadt, welche die Applikation in
der Ladezone schon kurzfristig erneuert hat. Eine permanente Uberwachung zur Verhinderung von
Verstoflen kdnne aber nicht geleistet werden. Er sehe diesbezuglich keine Abhilfemdglichkeit.
Auch beim Fahrradweg seien Schilder und zusatzlich eine Applikation auf dem roten Pflaster des
Gehweges vorhanden zur Verdeutlichung, dass es sich eben nicht um einen Radweg handelt. Ein
GroRteil der Radfahrenden halte sich auch daran. Nach seiner Einschatzung sei die Ursache flur
VerstoRe vor allem die Angst der Radfahrenden davor, dort auf der Fahrbahn zu fahren. Der Be-
reich dort werde gleichfalls Gberwacht, was aber ebenfalls nicht permanent moglich sei. Seine
Fraktion wurde daher dem Vorschlag der Verwaltung folgen.

Herr Schiitz sieht im Bereich der unteren Hauptstralle dartiber hinaus das Problem, dass flr viele
Verkehrsteilnehmer die Regelungen vor Ort unklar seien, was man darf oder nicht darf, ob es sich
noch um eine Autostra’e handele oder nicht. Wenn man auf der eigentlich vorgesehenen Route
(Dechant-Mller-Stralle) fahrt, misse man Tempo 30 km/h einhalten, in der untere Hauptstralie
dagegen nicht. Es gebe die unverandert rot markierten ,Nicht-mehr-Radwege®. Die ganze Situation
halte er fir untbersichtlich, weshalb diese im gréReren Zusammenhang von Verwaltung und
Fachausschuss Uberarbeitet werden miisse. Einen Austausch des roten Pflasters wiirde er aber
nicht beflirworten.

Herr Paduch erganzt, dass man in der Stral3e vor allem als Autofahrer sehr diszipliniert sein mus-
se, weil man nur hintereinanderfahren kénne, so dass der Verkehr dort sehr langsam fliel3e, wenn
Fahrrader dort unterwegs sind. Auch er halt die Situation dort fiir etwas unibersichtlich, vor allem
wenn man flott unterwegs ist. In einen Fachausschuss wirde er dennoch nicht verweisen wollen,
da dieser vor Antragen Uberquelle. Stattdessen moge die Verwaltung prufen, ob ein Piktogramm
relativ am Anfang und in der Mitte nicht helfen kénne, um die deutliche Sichtbarkeit zu erhéhen.
Das Problem mit den roten Borden gebe es aullerdem an vielen Stellen im Stadtgebiet, und es
musse Uberall die Situation gepruift werden.



Herr Glrster weist darauf hin, dass sowohl ein Verkehrszeichen und die von seinem Vorredner
geforderte Applikation bereits vorhanden und diese mit 1,50 m riesengrof? sei. All dies werde aber
teilweise absichtlich ,ubersehen®, weil die Radfahrer Angst hatten, auf der Strale zu fahren.

Der Vorsitzende weist auf die sehr hohe Schilderdichte in diesem Bereich hin, die auf den Fotos
des Petenten erkennbar ist, weshalb er vorschlage, die Verwaltung auf dem ,kleinen Dienstweg*
zu bitten, die Beschilderung ubersichtlicher und besser sichtbar zu machen.

Der Petent bedankt sich dafir, dass sich der Sache nochmals angenommen werde und vielleicht
im kleineren Rahmen eine Verbesserung erzielt werden kdnne.

Sodann fasst der Ausschuss einstimmig folgenden Beschluss:

1. Die Anregung wird nicht in einen Fachausschuss verwiesen.
2. Das Verfahren zur Anregung wird abgeschlossen.

Der Vorsitzende bittet die Verwaltung seinen Vorschlag aufzugreifen.

9. Anregung vom 27.10.2022 (Eingang) zur Umwandlung der drei unmittelbar vor
der GFO Kindertagesstatte St. Felix, Im Schlangenhdéfchen 29 gelegenen Park-

platze als Kurzzeitparkplatze auszuweisen
0672/2022
Die Petentin ist nicht anwesend.

Herr Kommenda bestatigt aus eigenem Ansehen, dass die Baustelle einige Parkplatze wegnehme.
Die Verwaltung habe aber bereits dargelegt, dass Uberlegungen fiir eine langfristige Parkregelung
beabsichtigt seien. Er wiirde die Anregung ablehnen, da das Verfahren im Fachausschuss langere
Zeit in Anspruch nehmen wirde als ein unmittelbares Handeln der Verwaltung. Auch in diesem
Fall wirde er eher die direkte Bitte an die Verwaltung richten, fir die Dauer der Baustelle Kurzzeit-
parkplatze anzuordnen und auszuschildern.

Verwaltungsmitarbeiterin Niemann sichert zu, diesen Auftrag an die Ordnungsbehdrde weiterzulei-
ten.

Herr Schutz fragt sich mit Blick auf die Stellungnahme der Verwaltung - wonach die Angelegenheit
wegen der hohen Arbeitsbelastung noch nicht abschlieRend bearbeitet werden konnte, aber ver-
mutlich bald behandelt werden kdnne - ob eine Vertagung, bis dieses Ergebnis vorliege, vielleicht
sinnvoll ware. Oder ob er dies falsch verstanden hatte.

Frau Niemann fuhrt dazu aus, dass Herr Schitz es korrekt verstanden habe, dass sie den Auftrag
fur die Baustellenzeit mitnehme, das grundliegende Anliegen zur dauerhaften Beschilderung aber
noch nicht bearbeitet sei.

Herr Schutz weist darauf hin, dass sich der Ausschuss mit der Anregung aus der Burgerschaft
befassen musse, nicht mit solchen aus dem Plenum. Wenn er es richtig sehe, gebe es zur Anre-
gung noch keine Stellungnahme der Verwaltung, weshalb das Thema vertagt werden musse. Oh-
ne klare Aussage dazu kdnne der Ausschuss nicht entscheiden.

Frau Casper wirde das Thema eher direkt in den Fachausschuss verweisen. Sie sehe das umfas-
sendere Problem, dass die Beschilderung von Kurzzeitparkplatzen nicht beachtet wirde, weil es
im Umfeld generell zu wenig Parkplatze gebe. Es musste dort streng kontrolliert werden.

Herr Kommenda stellt fest, dass die Parksituation dort einerseits entsprechend der Anregung lang-
fristig geregelt werden musse, was laut Stellungnahme der Verwaltung im Februar/Marz gesche-
hen solle. Andererseits miisse die aktuelle Baustellensituation geregelt werden, was Gegenstand
seiner Bitte sei. Dies widerspreche sich nicht.



Beigeordneter Migenda wiirde ebenfalls gerne die Stellungnahme der Verwaltung abwarten, bevor
eventuell in einen Fachausschuss verwiesen werde, und pladiert daher ebenfalls fir eine Verta-

gung.

Frau Stauer stellt nochmals fest, dass es hier auch um eine kurzfristige L6sung fur die Baustellen-
situation gehe, wahrend die grundsatzliche, dauerhafte Regelung an dieser Stelle noch weiterver-
folgt werde.

Frau Casper fragt, in welchem Ausschuss das Thema, auch mit der Baustelle, denn schon beraten
werde.

Beigeordneter Migenda teilt mit, dass es in seinem Dezernat nicht in Bearbeitung sei, aber laut
Vorlage bei der zustéandigen Stelle bearbeitet werde.

Frau Casper meint, sie wolle nur doppelte Bearbeitung vermeiden.

Beigeordneter Migenda betont nochmals, dass es im zustandigen Fachausschuss noch kein The-
ma sei, sondern nur bei der StralRenverkehrsbehorde. Was die Baustelle betrifft, versuche man
kurzfristig eine Lésung zu finden, zum anderen Teil solle die Priifung vorgezogen werden, damit
bis zum nachsten AAB eine Stellungnahme vorliege. Was den Bereich Planung anbelange, die in
seinem Bereich liege, sei dieses Thema nicht prasent.

Sodann fasst der Ausschuss einstimmig folgenden Beschluss:

Die Anregung wird vertagt.

10. Anrequng zur Ausweisung von Tempo 30 auf der Altenberger-Dom-Strae im
Bereich der AWO-Kindertagesstatte Schildgen
0001/2023
Der Petent wiederholt seine Darstellungen aus dem Schreiben und kritisiert, dass seine Antwort
auf die der StralRenverkehrsbehdrde nicht mit dargestellt worden ist. An der einzigen Einfahrt zur
Kindertagesstatte (Kita) erfolge eine Kanalisierung von FulRgangern, Radfahrern und Kraftfahrzeu-
gen. Hier bestehe die Gefahr, dass Kinder vor abbiegende Autos laufen. Auch im Hinblick auf den
Ausbau der Kreishandwerkerschaft sei dort starker Ziel- und Quellverkehr gegeben. Eine Reduzie-
rung der vorgeschriebenen Geschwindigkeit auf 30 km/h wirde daher die Sicherheit der Kinder
erhdhen. Die Stralienverkehrsbehdrde habe nur die Autofahrer im Blick. Seiner Anregung solle
gefolgt werden, denn was fur die Concordia-Schule méglich war, sollte auch fir diese Kita moglich
sein.

Frau Feld weist darauf hin, dass zu diesem wichtigen Thema einer Geschwindigkeitsreduzierung
bereits von allen Fraktionen ein ahnlicher Antrag eingereicht wurde, aber noch kein Ergebnis vor-
liege. Diesbezliglich wirde sie gerne den Sachstand von der Verwaltung erfahren. Wegen der
Wichtigkeit sollte das Thema im Verkehrsausschuss beraten werden.

Herr Kommenda weist darauf hin, dass die hier betroffene Strecke ein Teilstiick der Altenberger-
Dom-Stralde betreffe und die Anregung daher sowieso von dem voraussichtlich im nachsten Aus-
schuss fur Infrastruktur, Umwelt, Sicherheit und Ordnung beratenen Antrag mit umfasst werde.
Wenn die Geschwindigkeitsregelung rechtlich moglich sei, wirde sie ohnehin zwar nicht auf Basis
der Regelung flr Kindertagesstatten, sondern des Larmschutzes umgesetzt werden. Nur um eine
doppelte Bearbeitung zu verhindern wirde er diese Anregung daher ablehnen.

Verwaltungsmitarbeiterin Niemann erlautert, dass eine schallschutztechnische Untersuchung der
gesamten Stralde laufe, die Auswertung des Ergebnisses noch andauere.

Sie weist darauf hin, dass die vom Petenten angefuhrte Regelung hier nicht greife, weil die Kita
eben nicht direkt an der Altenberger-Dom-Stral3e, sondern in einer StichstralRe liege. Ein hoher
Ziel- und Quellverkehr habe an der Altenberger-Dom-Stral3e in diesem Bereich bei einem Ortster-
min auch nicht festgestellt werden kénnen.



Beigeordneter Migenda berichtet, dass sein Dezernat unter dem Aspekt des Klimaschutzes eine
Geschwindigkeitsreduzierung hier aul3erordentlich begriRen wirde. Er wirde sich daher dafir
einsetzen, alle rechtlichen Méglichkeiten auszunutzen. Von der Vielzahl der MalRnahmen, die im
nachsten AMV in einer entsprechenden Vorlage aufgelistet seien (Anmerkung der Schriftfiihrung:
es handelt sich um die Drucksache 0695/2022 im AMV vom 14.02.2023), halte er diese fir eine
der effektivsten MaRnahmen, die schnell zu einem Erfolg fuhre. Dem Ergebnis des verwaltungsin-
ternen Beratungsprozesses wolle er hier aber nicht vorgreifen.

Herr Forster kann das Argument der Verwaltung nicht nachvollziehen. Bis das Ergebnis der Unter-
suchung vorliege werde sicher noch einige Zeit dauern.

Dass die Kita in einer Stichstralte und daher nicht direkt an der Stral3e liege, entbehre flr ihn einer
gewissen Logik, da der Concordiaweg mit der Concordia-Schule ebenfalls nicht an Altenberger-
Dom-Stralde liege. Wahrend diese Stral’e lange parallel zur Altenberger-Dom-Stralde gefiihrt wer-
de, handele es sich bei der Stichstralle zur Kita fast nur um einen groRen Wendehammer. An die-
ser Engstelle werde nicht nur der Verkehr in die StichstralRe hinein- und wieder hinausgefihrt, es
gebe auch noch fulllaufigen Verkehr. Ein Verweis auf eine spatere endgultige Losung erscheine
ihm daher als nicht zielfihrend.

Der Vorsitzende stimmt dem zu und weist darauf hin, dass die Tempo-30 Zone fir die Schule ge-
nau zwischen den beiden Ampelanlagen liege, welche flr die Schulerkreuzung der Altenberger-
Dom-Stralie gedacht sei. Die Ausfliihrungen von Beigeordneter Migenda interpretiere er als Emp-
fehlung zum Verweis in den Fachausschuss.

Frau Casper beantragt die Verweisung in den Fachausschuss und wirde sich eine Beschleuni-
gung der Prifung wiinschen.

Herr Schiutz stort sich daran, dass Beigeordneter Migenda entgegen der schriftlichen Stellung-
nahme der Verwaltung eine Verweisung in den Fachausschuss anheimstelle und daher offenbar
die Verwaltung keine einheitliche Meinung habe.

Beigeordneter Migenda erklart dazu, dass es durchaus in der Verwaltung bei komplexen Themen
zunachst unterschiedliche Meinungen geben kbénne, die dann diskutiert und letztlich zu einer Ver-
waltungsmeinung zusammengefuhrt wirden. Diese Verwaltungsmeinung kdnne sich allerdings —
wie in diesem Fall — durch neue Aspekte seit dem Versand von Vorlagen andern. Der Antrag des
Petenten decke/Uberschneide sich mit einem zwischenzeitlich von fast allen Fraktionen einge-
brachten, weshalb er es flir geboten halte, das Thema im Fachausschuss nochmals zu beraten
und nicht hier zu entscheiden. Damit wirde auch dem Gewicht des Themas Rechnung getragen.

Der Petent bedankt sich fur die konstruktive Diskussion im Ausschuss und verweist nochmals auf
die Gefahrdung an dem Knotenpunkt an der Einmiindung der Stichstral3e.

Sodann fasst der Ausschuss einstimmig folgenden Beschluss:
1. Die Anregung wird in den Fachausschuss verwiesen und soll dort in die Diskussion

um die Neugestaltung der Altenberger-Dom-StraBe und die Antrdage zur Geschwin-
digkeitsbegrenzung auf 30 km/h auf der gesamten Altenberger-Dom-StraRe mit ein-

flieRen.
2. Das Verfahren zur Anregung wird abgeschlossen.
11. Anrequngen vom 04.12.2022 zur Neugestaltung der Altenberger- Dom- StraBe
0709/2022

Frau Fel3 bedankt sich bei dem Petenten fur die Anregung, auch wenn er nicht anwesend ist. Nach
ihrer Kenntnis werde ein Kreisverkehr in Schildgen sehr positiv aufgenommen, weil dadurch die
Geschwindigkeit reduziert und ein Schilderwald Gberflissig werde. Weil keine Ampelanlagen und
Ahnliches erforderlich seien, wére dies auch eine nachhaltige Lésung. Die Verbindung nach



Odenthal werde dadurch auch schoéner gestaltet und sie beantragt daher eine Verweisung in den
Fachausschuss.

Frau Stauer findet Kreisverkehre eigentlich auch gut, wirde als Mitglied im Inklusionsbeirat mit
Rucksicht auf behinderte Menschen doch eine Ampel flr besser halten, da diese die Stral3e dann
leichter Gberqueren kdnnten. Dies sollte bei allen Uberlegungen zu Kreisverkehren bedacht wer-
den.

Herr Kommenda verweist auf die hohen Kosten fur einen Kreisverkehr. Das Geld werde an vielen
anderen Stellen im StralRenraum dringender bendtigt, denn die vorhandene Ampel wirde gut funk-
tionieren. Sie kdnne den inneren Bereich von Schildgen entlasten und die Geschwindigkeit redu-
zieren, weshalb er die Anregung ebenfalls nicht aufgreifen wirde.

Herr Paduch wirde die Anregung mit Blick auf eine Verbesserung des Stadtbildes gut finden, mit
Blick auf die Kosten aber ebenfalls nicht.

Sodann fasst der Ausschuss mehrheitlich gegen 4 Stimmen der CDU folgenden
Beschluss:

1. Die Anregung wird zuruckgewiesen.

2. Das Verfahren zur Anregung wird abgeschlossen.

12. Anregung vom 06.12.2022 zur Einrichtung von klimatisierten Schutzraumen im

Stadtgebiet

0680/2022
Die Petentin tragt vor, dass sie als Biirgerin und Arztin diese Anregung gemacht habe, weil nach
ihrem Eindruck die Stadt nicht ausreichend auf einen Hitzesommer vorbereitet sei. Bestimmte Be-
volkerungsgruppen wie Sauglinge, Senioren, Obdachlose oder gesundheitlich angeschlagene
Menschen wirden auch lebensgefahrlich betroffen. Wer habe schon die Moglichkeit, sich in einen
kihlen Keller oder ein klimatisiertes Hotel zurtickzuziehen oder sich eine Klimaanlage in der Woh-
nung zu installieren? Sie habe mit dlteren Menschen gesprochen, welche in hdheren Stockwerken
unter dem Dach wohnen. Diese erklarten, dass sie sich nachts oder am Wochenende durchaus in
einen klimatisierten Schutzraum begeben wirden. Athen habe seiner Bevolkerung solche Raume
zur Verfligung gestellt, und auch Frankreich wiirde das machen. Sie stellt fir das Protokoll zwei
Links zur Verfligung: zu einem Artikel im Arzteblatt Gber die Mortalitat in Deutschland zwischen
1992 und 2021 (http://daebl.de/ZC67) sowie eine Pressemitteilung der AWO
(https://awo.org/index.php/zahl-der-hitzetoten-steigt-quartiere-und-einrichtungen-muessen-
hitzefest-werden) . Laut Statistik habe Deutschland mehr Hitzetote als Coronatote gehabt, weshalb
auch fur die Stadt Bergisch Gladbach Handlungsbedarf bestehe. Es sei ihr klar, dass es keine
Rechtsgrundlage gebe, aber dennoch konne man sinnvoll handeln.
Fraglich sei auch, ob beispielsweise Rettungskrafte bei 40 bis 50°C im Schatten in der Lage seien,
Patienten im dritten oder vierten Stock unterm Dach, ohne Aufzug zu versorgen, zumal auch Kran-
kenh&auser allenfalls im OP-Bereich klimatisierte Raume héatten, mit Glick auch im Ambulanz- und
Intensivbereich. Das Gesundheitssystem kénne daher kaum etwas flr die Bevdlkerung tun. Es
mussten daher niederschwellig erreichbare klimatisierte Schutzraume in den Stadtteilen angeboten
werden, damit die Bevdlkerung diese nutzen kann bevor sie das Gesundheitssystem belasten oder
gar zu Tode kdmen.
Die AWO habe selbst festgestellt, dass sie mit ihren Einrichtungen nicht gut auf einen Hitzesom-
mer vorbereitet sei und Handlungsbedarf bestehe. |hre eigene Recherche bei hiesigen Senioren-
einrichtungen zur Vorsorge in dieser Hinsicht ergab erschreckende Antworten.
Im Kélner ,Hitzeknigge® werde aufgelistet, wo genau es in der Stadt Trinkwasserbrunnen gibt. Im
Bergisch Gladbacher Hitzeknigge stiinden keine. Ob hier vielleicht Abhilfe geschaffen werden kon-
ne?

Beigeordneter Migenda kann die Frage nicht beantworten, vermutet aber, dass es nicht viele
Trinkbrunnen gebe. Der Hitzeknigge sei schon vor Beginn der Hitzewelle begonnen worden, und
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er kénne sicher noch erweitert und verbessert werden. Wenn es hier Trinkbrunnen gibt, wiirden
diese sicher mit aufgenommen werden.

Frau Casper bedankt sich ausdrtcklich auch fiir die Recherchearbeit der Petentin. Sie weist darauf
hin, dass bereits eine Karte mit kiihlen Orten in Arbeit sei und die wertvollen Hinweise an die Zu-
stéandigen im Hause weitergegeben werden kdonnten. Sie wurde die Anregung zurtickweisen, diese
jedoch inhaltlich mit dem Projekt zusammenfassen, das bereits in der Verwaltung bearbeitet wer-
de.

Herr Schitz halt das Thema flr so wichtig, dass er es in den Sozialausschuss verweisen wurde.
Die Stadt sollte tiber dieses Gremium das Thema bei den Kooperationspartnern der sozialen Ein-
richtungen aufgreifen. Im Sommer 2003 seien viele altere Menschen gestorben, weil sie zu wenig
getrunken hatten.

Herr Paduch bestatigt die Wichtigkeit des Themas, das auch bei der stadtischen Raumplanung zu
beachten sei, vor allem hinsichtlich Bellftung der Stadt und der Versiegelung von Flachen. Mehr
Klimaanlagen wirden jedoch mehr CO; produzieren und daher langfristig kontraproduktiv sein. Es
gabe alternative Malinahmen, wie beispielsweise von Frau Stauer in Stral3burg entdeckte Pergo-
len, die Wasser verspriihten. Noch besser versprihten Bdume das Wasser, die ausreichend im
Stadtbild vorhanden sein sollten. Schutzraume kdnne er sich schlecht vorstellen — was macht man
da wahrend eines langen Sommers? -, es musse stattdessen etwas in der Breite unternommen
werden. Er wirde die Anregung daher ebenfalls zuriickweisen.

Der Vorsitzende stellt fest, dass die Verwaltung die Anregung, die Adressen von eventuell vorhan-
denen Trinkwasserbrunnen in den Hitzeknigge aufzunehmen, mitgenommen hat.

Die Petentin weist in ihrem Schlusswort darauf hin, dass in Gesprachen seit dem Ukrainekrieg die
Idee aufgekommen sei, eventuell alte Bunkeranlagen zu reaktivieren. Diese wirden ohne Kihlung
oder Heizung immer 18°C haben. Man kdnne bei einem extremen Wintereinbruch die Obdachlo-
sen dort unterbringen, die Bunker im Hitzesommer als kihle Rdume anbieten und je nach weiterer
Entwicklung des Krieges auch tber entsprechende Schutzbunker verfigen. Vielleicht gebe es ja
auch auf dem Zanders-Gelande Raumlichkeiten, die ohne Kihlung angeboten werden kdnnten.
Ihre Arztekollegen seien einhellig der Meinung, dass die Stadt nicht auf einen Hitzesommer vorbe-
reitet sei.

Sodann fasst der Ausschuss einstimmig folgenden

Beschluss:

1. Der Antrag auf Verweisung in einen Fachausschuss wird zuriickgewiesen.
2, Die Anregung wird zuriickgewiesen.

3. Das Verfahren zur Anregung wird abgeschlossen.

13. Anfragen der Ausschussmitglieder - 6ffentlicher Teil -

Es gibt keine Anfragen.

Herr Steinblchel schlief3t die Sitzung.

Gez. Steinbuchel gez. Mehl

Ausschussvorsitzender Schriftfihrung



	Text
	Zusatzinformation
	Tagesordnung
	Betreff
	Vorlage
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	Zu
	SMC_BM_TEXT1

